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Diskriminierungsfreie und unbürokratische Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets 
nach § 28 SGB II 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
wir bitten Sie, den folgenden Eilantrag noch als Tischvorlage in die Tagesordnung der Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses am 12. Juli 2011 aufzunehmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss des Rates der Stadt Dormagen fordert den Kreistag und den Landrat 
des Rhein-Kreises Neuss auf, von der Möglichkeit des § 29 Abs. 1 letzter Satz zur unbürokrati-
schen und diskriminierungsfreien Umsetzung der Leistungen des § 28 Abs. 2 und Abs. 5-7 gene-
rell Gebrauch zu machen. 
Der Rhein-Kreis Neuss überträgt die Aufgaben des Bildungs- und Teilhabepakets nach § 28 SGB 
II usw. auf die Jugendämter. Bei kreisangehörigen Gemeinden erlässt der Kreistag hierzu eine 
Delegationssatzung. 
 
Begründung: 
In der Stadt Dormagen leben fast 2500 Kinder und Jugendliche von Sozialgeld nach SGB II und 
SGB XII bzw. in Familien, die Kinderzuschlag bzw. Wohngeld nach § 6 b  Bundeskindergeldgesetz 
erhalten. Dies ist nahezu jedes vierte Kind. Für die Zukunft unserer Gesellschaft kommt es ent-
scheidend darauf an, allen Kindern durch Bildung, soziale, sportliche und kulturelle Teilhabe und 
eine gute Gesundheitsvorsorge gerechte Zukunftschancen zu geben. Deshalb hat der Gesetzge-
ber nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes endlich ein Bildungs- und Teilhabepaket 
beschlossen. 
 
Dies umfasst nach 
 
-          § 28 Abs. 2 Tagesausflüge von Schulen und mehrtätige Klassenfahrten 
-          Abs. 3 Schulbedarfspaket 
-          Abs. 4 Aufwendungen für die Schülerbeförderung 
-          Abs. 5 Lernförderung 
-          Abs. 6 Mittagsverpflegung in Schulen und Kindertagesstätten 
-          Abs. 7 Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben im Wert von 10 Euro monatlich 
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An den  
Bürgermeister der Stadt Dormagen 
Herrn Peter-Olaf Hoffmann 
Rathaus 
Paul-Wierich-Platz 2  
 
41539 Dormagen 

Fraktionsantrag X 

Einzelantrag  

Anfrage  

Beschlusskontrolle X 

  

Dormagen, den 12.07.2011 



 
Für die Leistungen nach Abs. 2 und Abs. 5-7 hat der Gesetzgeber in § 29 SGB II den zuständigen 
Kreisen und kreisfreien Städten freigestellt mit den Trägern, die diese Leistungen anbieten, pau-
schal abzurechnen. 
Das heißt beispielsweise: Eine Ganztagsschule reicht die Liste der mit Mittagsverpflegung versorg-
ten Kinder ein, diese wird mit den Dateien nach SGB II, SGB XII, AsylbLG, Kinderzuschlag und 
Wohngeld abgeglichen. Für die anspruchsberechtigten Kinder erhält der Träger für sechs Monate 
(also nur zweimal im Jahr) die Zuschüsse zum Mittagessen. Durch dieses Verfahren erübrigen 
sich Anträge der Eltern, Bewilligungsbescheide der Behörde und das Ausstellen von Gutscheinen 
bzw. Chipkarten. 
Die Behörden ersparen sich erhebliche Bürokratie und die Kinder werden bei der Inanspruchnah-
me der Leistungen nicht diskriminiert. Vergleichbare Verträge sind auch mit Kindertagesstätten, 
Musikschulen, freien Trägern der Jugendhilfe und Sportvereinen möglich. 
Durch Übertragung der Aufgaben des Bildungs- und Teilhabepakets auf die Jugendämter (im Falle 
der kreisangehörigen Jugendämter durch Delegationssatzung) kann die fachliche Beurteilung der 
Notwendigkeit entsprechender Leistungen (z.B. Lernförderung) am besten gesichert werden. Im 
Falle der Stadt Dormagen ist die Integration des Bildungs- und Teilhabepakets in das bundesweit 
anerkannte Dormagener Modell nur so störungsfrei möglich. 
Die Stadt Hamburg führt dieses Verfahren grundsätzlich durch und hat bereits alle potentiellen 
Träger angeschrieben. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

  
 
Bernhard Schmitt                       Christiana Kemmerling                          Michael Dries  
Fraktionsvorsitzender                stellv. Fraktionsvorsitzende                   jugendpolit. Sprecher 
 
 
Anlage: Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch, §§ 28 und 29 


